
382 Gesetzblatt Teil II Nr. 61 — Ausgabetag: 4. September 1961

(2) Die Nationale Mahn- und Gedenkstätte wird durch 
den Direktor geleitet. Der Direktor ist für die gesamte 
Tätigkeit der Gedenkstätte gegenüber dem Ministerium 
für Kultur verantwortlich und rechenschaftspflichtig. 
Der Direktor handelt im Namen der Nationalen Mahn- 
und Gedenkstätte auf der Grundlage der gesetzlichen 
Bestimmungen. Bei seinen Entscheidungen ist er an die 
bestätigten Pläne und an die Weisungen des Ministe­
riums für Kultur gebunden. In allen wichtigen Fragen 
hat der Direktor seine Entschlüsse auf Grund kollek­
tiver Beratung mit den leitenden Mitarbeitern zu 
fassen.

(3) Im Falle seiner Verhinderung wird die Nationale
Mahn- und Gedenkstätte durch den Stellvertreter des 
Direktors geleitet.

(4) Alle mit leitenden Aufgaben betrauten Mitarbei­
ter sind in ihrem Aufgabenbereich weisungsbefugt und 
persönlich verantwortlich.

§ 4
Struktur- und Stellenplan

D:r Struktur und Stellenplan der Nationalen Mahn- 
und Gedenkstätte ist nach den gesetzlichen Bestimmun­
gen aufzustelien und zu bestätigen.

§ 5
Arbeitsweise

(1) Zur Verwirklichung der sozialistischen Leitungs­
prinzipien hat der Direktor besonders die aktive Mit­
arbeit der Werktätigen der Nationalen Mahn- und 
Gedenkstätte und der Gewerkschaftsorganisation an 
der Leitung der Gedenkstätte zu fördern.

(2) Der Direktor hat den Haushaltsplan der Natio­
nalen Mahn- und Gedenkstätte vor der Übergabe an 
das Ministerium für Kultur der Betriebsgewerkschafts­
leitung zur Stellungnahme vorzulegen und mit ihr zu 
beraten. Die Erfüllung der Arbeitspläne ist durch 
regelmäßig durchzuführende Aussprachen mit den 
Werktätigen der Gedenkstätte zu gewährleisten. Die 
leitenden Mitarbeiter der Nationalen Mahn- und Ge­
denkstätte haben alle Möglichkeiten auszunutzen, um 
der Belegschaft die politischen, fachlichen und ökono­
mischen Zusammenhänge in Verbindung mit den Auf­
gaben der Gedenkstätte zu erklären.

(3) Die Besetzung, die Arbeitsverteilung und die Ar­
beitsweise der Nationalen Mahn- und Gedenkstätte 
werden im Stellenplan, im Arbeitsvertcilungsplan und 
in der Arbeitsordnung geregelt. Die Arbeitsordnung 
wird durch den Direktor erlassen, nachdem sie in Zu­
sammenarbeit mit der Betriebsgewerkschaftsleitung in 
einer Belegschaftsversammlung beraten wurde. In ent­
sprechender Beratung ist von dem Direktor eine Ee- 
sucherordnung zu erlassen.

§ 6
Ernennung und Abberufung,
Einstellung und Entlassung

(1) Der Direktor der Nationalen Mahn- und Gedenk­
stätte wird durch den Minister für Kultur nach An­
hören des Komitees der antifaschistischen Widerstands­
kämpfer in der Deutschen Demokratischen Republik 
ernannt und abberufen.

(2) Der Stellvertreter des Direktors wird durch den 
D: rektor nach Zustimmung des zuständigen Stellver­
treters des Ministers für Kultur eingestellt und ent­
lassen.

(3) Alle übrigen Mitarbeiter der Nationalen Mahn- 
und Gedenkstätte weiden von dem Direktor nach 
Maßgabe des bestätigten Stellenplanes und auf der 
Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen eingestellt 
und entlassen.

§ 7
Vertretung im Rechtsverkehr

(1) Der Direktor vertritt die Nationale Mahn- und 
Gedenkstätte im Rechtsverkehr allein und ist zur Ein­
zelzeichnung rechtsverbindlicher Erklärungen befugt.

(2) Irn Falle der Verhinderung des Direktors wird 
die Nationale Mahn- und Gedenkstätte durch den Stell­
vertreter des Direktors vertreten, dem sodann die 
Rechte nach Abs. 1 zustehen.

(3) Im Rahmen der ihnen erteilten Vollmachten 
können auch andere Mitarbeiter der Nationalen Mahn- 
und Gedenkstätte oder sonstige Personen diese ver­
treten. Solche Vollmachten, die sich nur auf einen 
bestimmten Aufgabenbereich beziehen können, sind 
vom Direktor schriftlich zu erteilen.

(4) Verträge, die Verbindlichkeiten für die Nationale 
Mahn- und Gedenkstätte begründen, und Verfügungen 
über Zahlungsmittel bedürfen nach Maßgabe der ge­
setzlichen Bestimmungen der Gegenzeichnung des 
Haushaltsbearbeiters oder seines Stellvertreters.

(5) Jeder Unterschrift ist die Funktion des Zeichnen­
den hinzuzufügen.

Anordnung
über die Industrie-Institute an den Universitäten 

und Hochschulen.

Vom 1. August 1961

Die Industrie-Institute an den Universitäten und 
Hochschulen dienen der Erhöhung der Qualifikation 
und der Heranbildung von sozialistischen Staats- und 
Wirtschaftsfunktionären aus den Reihen der Werktäti­
gen, insbesondere der Arbeiterklasse. Zu diesem 
Zwecke sind hervorragende Kräfte, insbesondere aus 
der Arbeiterklasse, die sich als leitende Funktionäre 
der Wirtschaft, des Staatsapparates und in den demo­
kratischen Massenorganisationen bewährt oder als 
Aktivisten, Erfinder und Rationalisatoren ihre Fähig­
keit zu leitender Arbeit in sozialistischen Betrieben 
unter Beweis gestellt haben, sowie hervorragend be­
währte Produktionsarbeiter sozialistischer Brigaden 
zum Studium zu delegieren. Die Ausbildung an den 
Industrie-Instituten hat auf der Grundlage der Leh­
ren des Marxismus-Leninismus sowie der fortgeschrit­
tensten Technik unter Wahrung einer engen Verbin­
dung der Theorie mit der Praxis des sozialistischen 
Aufbaues zu erfolgen. Die Industrie-Institut'e bilden 
einen wichtigen Bestandteil der Einrichtungen zur 
Qualifizierung der Werktätigen. Durch sie soll die füh­
rende Rolle der Arbeiterklasse in der Wirtschaft ver­
stärkt und die Deutsche Demokratische Republik als 
Arbeiter-und-Bauern-Staat weiter gefestigt werten.

In Durchführung des Gesetzes vom 11. Februar 1953 
über die Vervollkommnung und Vereinfachung der Ar­
beit des Staatsapparates in der Deutschen Demokra­
tischen Republik (GBl. I S. 117) und der Verordnung 
vom 13. Februar 1S58 über die weitere sozialistische 
Umgestaltung des Hoch- und Fachschulwesens in der 
Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I S. 175) wird


